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RS 06/2024 - Mögliche Verlängerung des Übergangszeitraumes nach § 2b UStG  

 

 

Sehr geehrte Herren Pfarrer, 

sehr geehrte Damen und Herren des Kirchenvorstandes, 

sehr geehrte Mitarbeitende in den Zentralrendanturen, 

 

mit der Regelung des § 2b UStG sind u. a. die Kirchengemeinden und Verbände der katholischen Kirchengemeinden 

als juristische Personen des öffentlichen Rechts (jPöR) grundsätzlich umsatzsteuerliche Unternehmer, sofern keine 

der Ausnahmen, die § 2b UStG vorsieht, greift. Damit sich die jPöR auf diese Regelung einstellen konnten, räumte 

der Gesetzgeber einen Übergangszeitraum ein, der bereits zweimal durch den Gesetzgeber verlängert wurde. Die 

Neuregelung soll zum 01.01.2025 ohne Ausnahme für alle jPöR verpflichtend gelten. 

 

Jetzt ist geplant, den Übergangszeitraum nochmals um weitere zwei Jahre zu verlängern. Der Gesetzgeber sieht die 

Verlängerung im Referentenentwurf zum Jahressteuergesetz 2024 vor.  

Infolgedessen hätten jPöR die Möglichkeit, bis Ende 2026 weiterhin nach der alten Rechtslage (§ 2 Abs. 3 UStG) zu 

verfahren, sofern die einmal abgegebene Optionserklärung nicht aktiv widerrufen wird. 

 

Begründet wird die (mögliche) erneute Verlängerung mit den erheblichen administrativen wie auch finanziellen 

Herausforderungen bei den Vorbereitungsarbeiten. Zudem sind weiterhin grundlegende Rechtsanwendungsfragen 

offen. 

 

WICHTIG zu wissen: wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass dieses Gesetz noch nicht verabschiedet ist!  

Steuergesetzentwürfe des Bundes durchlaufen in der Regel drei Beratungen – die sogenannten Lesungen – im Bun-

destag und werden nach einer Schlussabstimmung dem Bundesrat zugeleitet. Erst nach Unterschrift des Bundes-

präsidenten und Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt ist das Gesetz verkündet und kann in Kraft treten.  

 

Der Referentenentwurf zum Jahressteuergesetz 2024 sieht auch eine Anhebung der Kleinunternehmergrenze von 

22.000 EUR auf 25.000 EUR vor. Zudem will der Gesetzgeber die Steuerfreiheit der Bildungsleistungen nach § 4 Nr. 

Rundschreiben Finanzen 

2024 

Kath. Kirchengemeinden 

im nrw.-Teil des Bistums Münster 

 

Zentralrendanturen  

im nrw.-Teil des Bistums Münster 



 

21 UStG (Abschaffung des Bescheinigungs-verfahren für den Schul- und Hochschulunterricht, der Aus- und Fortbil-

dung sowie der beruflichen Umschulung) neu regeln.  

 

Trotz dieser Entwicklungen möchten wir weiterhin auf die verpflichtende Anwendung des § 2b UStG ab dem 

1. Januar 2025 hinweisen, da fraglich ist, ob die Verlängerung des Übergangszeitraumes auch tatsächlich verab-

schiedet wird. Bitte nutzen Sie die Zeit, den Umgang mit umsatzsteuerrelevanten Vorgängen/Buchungen zu fes-

tigen. 

 

Über die weiteren Entwicklungen – auch im einheitlichen Vorgehen mit dem Übergangszeitraum – werden wir Sie 

rechtzeitig informieren.  

 

Bitte leiten Sie diese Nachricht unbedingt in Ihren Zuständigkeitsbereichen weiter. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

gez. Frank Mönkediek 


